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Unternehmensteuer

BFH: Beginn der sachlichen Gewerbesteuerpflicht eines
gewerblichen Grundstiickshéndlers

Die sachliche Gewerbesteuerpflicht eines gewerblichen Grundstlickshandlers beginnt
frihestens mit dem Abschluss eines (wirksamen) Kaufvertrags Uber eine erste Immobilie,
denn erst hierdurch wird er in die Lage versetzt, seine Leistung am Markt anzubieten.

Sachverhalt

Eine neue gegriindete KG (Klagerin) hat als Gesellschaftszweck den Erwerb, die Verwaltung
und die VerauBerung von Immobilien, Grundstlicken und grundstticksgleichen Rechten im
eigenen Namen und auf eigene Rechnung. Im Streitjahr 2012 erwirtschaftete die KG im
Rahmen von Vorbereitungstatigkeiten, die auf den ersten Grundsttickskauf gerichteten
waren, einen Verlust. Der notarielle Kaufvertrag Gber den ersten Grundstiickskauf der KG
wurde allerdings erst im Folgejahr abgeschlossen.

Fur das Streitjahr erklarte die KG in ihrer Gewerbesteuererklarung einen Verlust. Das
Finanzamt lehnte den Antrag auf Feststellung des vortragsfahigen Fehlbetrags gemdaf3 § 10a
GewsStG mit der Begriindung ab, dass die von der KG vorgenommenen Akquisitions-
tatigkeiten noch keine Gewerbesteuerpflicht begrinden.

Dagegen vertrat das FG die Auffassung, dass die KG bereits im Streitjahr mit der
Beauftragung des Maklerburos, der Besichtigung der Grundstlcke, den
Kaufvertragsverhandlungen und der Beauftragung des Notars zur Fertigung des
Grundstuckskaufvertragsentwurfs Tatigkeiten unternommen hat, die erkennbar auf die
Vorbereitung der Grundstiicksgeschéfte gerichtet waren und folglich daher auch eine
Gewerbesteuerpflicht bestand.

Entscheidung

Entgegen der Vorinstanz kam der BFH zu dem Ergebnis, dass die KG im Streitjahr noch
keine werbende Tatigkeit aufgenommen hat, so dass auch kein vortragsfahiger
Gewerbeverlust gemaR & 10a GewStG festzustellen war.

Beginn der sachlichen Gewerbesteuerpflicht - gesetzliche Grundlagen

Nach 8 2 Abs. 1 GewStG unterliegt der Gewerbesteuer nur der stehende Gewerbebetrieb -
bei naturlichen Personen und Personengesellschaften unterwirft das Gesetz die konkret
ausgelbte werbende Tatigkeit der Gewerbesteuer, so dass die sachliche
Gewerbesteuerpflicht erst beginnt, wenn alle tatbestandlichen Voraussetzungen eines
(origindren oder fiktiven) Gewerbebetriebs erfillt sind (8 2 Abs. 1 GewStG i.V.m. § 15 Abs. 2
bzw. Abs. 3 EStG) und der Gewerbebetrieb in Gang gesetzt worden ist (vgl. zuletzt BFH-
Urteil vom 13.04.2017, IV R 49/15). Somit sei fr den Beginn des Gewerbebetriebs i.S.d. § 2
Abs. 1 GewStG der Beginn der werbenden Tatigkeit malRgebend - insbesondere sind, so der
BFH, die bloRen, gewerbesteuerrechtlich noch unbeachtlichen Vorbereitungshandlungen
davon abzugrenzen.

Bestimmung des Zeitpunkts des Beginns der werbenden Tatigkeit

Nach dem BFH ist der Zeitpunkt des Beginns der werbenden Tatigkeit unter
Berticksichtigung der Verkehrsauffassung nach den jeweiligen Umstanden des Einzelfalls zu
ermitteln und kann fir die verschiedenen Betriebsarten unterschiedlich zu bestimmen sein.
Entscheidend sei, wann die Voraussetzungen fiur die erforderliche Beteiligung am
allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr tatsachlich erfullt sind, so dass sich das Unternehmen
daran mit eigenen gewerblichen Leistungen beteiligen kann (vgl. zuletzt BFH-Urteil vom
12.05.2016, IVR 1/13).

Wahrend bei einem auf Handel ausgerichteten Unternehmen eine werbende Tatigkeit
vorliegt, wenn der Unternehmer seine Leistungen am Markt anbietet (vgl. BFH-Urteil vom
19.08.1977, IV R 107/74), kdnne bei einer sog. Ein-Schiff-Gesellschaft, die vorrangig die
VerauRBerung und nicht den Betrieb des Schiffs beabsichtigt, bereits der Bau bzw. der
Erwerb des Schiffs als Beginn der werbenden Tatigkeit angesehen werden (vgl. BFH-Urteil



vom 13.10.2016, IV R 21/13). Dieser Rechtsprechung zu einer sog. Ein-Schiff-Gesellschaft
kénne allerdings nicht entnommen werden, dass bei Handelsunternehmen bereits der
gesamte Herstellungs- bzw. Einkaufsprozess zum Gegenstand des Gewerbebetriebs gehore.

Der BFH beruft sich auf seine jingere Rechtsprechung (vgl. u.a. BFH-Urteil vom 13.10.2016,
IV R 21/13) und stellt klar, dass nicht (mehr) auf einen (irgendwie gearteten) Beginn des
Erwerbsvorgangs, sondern vielmehr auf dessen Ende, das durch den Kaufvertragsschluss
markiert wird, abzustellen ist. Folglich stelle der Vertragsschluss den frihestmdglichen
Zeitpunkt fur den Beginn der werbenden Tatigkeit dar. Der BFH widerspricht somit der in
der Literatur vertretenen Auffassung, die den Beginn der sachlichen Gewerbesteuerpflicht
von begonnenen MalRnahmen auf der Absatzseite abhangig machen (vgl. Franke in
Wendt/Suchanek/Mdllmann/Heinemann, GewStG, § 2 Rz 52, 65 f.).

Beginn der sachlichen Gewerbesteuerpflicht eines gewerblichen Grundstiickshandlers

Folglich nimmt nach dem BFH die KG als gewerblicher Grundsttickshandler ihre werbende
Tatigkeit frihestens mit der Anschaffung der ersten Immobilie, d.h. mit dem (wirksamen)
Abschluss eines entsprechenden Kaufvertrags auf, denn erst hierdurch wird sie in die Lage
versetzt, ihre Leistung am Markt anzubieten. Vorbereitungshandlungen, die dem Abschluss
eines entsprechenden Kaufvertrags dienen (z.B. Kontaktaufnahme zu Immobilienmaklern
oder die Besichtigung potentieller Kaufobjekte), genugen demgegenuber nicht fur die
Aufnahme einer werbenden Tatigkeit.

Betroffene Norm
§ 2 Abs. 1 GewStG

Streitjahr: 2012

Anmerkungen
Einordnung des Urteils

Vor dem Hintergrund, dass der Zeitpunkt des Beginns der werbenden Tatigkeit unter
Berticksichtigung der Verkehrsauffassung einzelfallabhangig ist und fur die verschiedenen
Betriebsarten unterschiedlich zu bestimmen sein kann, ist das Urteil des BFH aus Grinden
der Rechtssicherheit zu begrtiRen, da es mit dem Abschluss des Kaufvertrages tber eine
erste Immobilie einen konkreten Anhaltspunkt fur den Beginn der sachlichen
Gewerbesteuerpflicht gewerblicher Grundstickshandler bestimmt und somit die bisherige
Rechtsprechung des BFH bestatigt sowie Abgrenzungsschwierigkeiten zu den bloRen,
gewerbesteuerrechtlich noch unbeachtlichen Vorbereitungshandlungen entgegen wirkt.
Inhaltlich Uberzeugend ist, dass weiterhin die Erfullung der Voraussetzungen fir die
Beteiligung am wirtschaftlichen Verkehr fur den Beginn der Gewerbesteuerpflicht
entscheidend ist.

Entscheidung Uber das Merkmal des Beginns der sachlichen Gewerbesteuerpflicht im
Verlustfeststellungsverfahren

Mit dem o.g. Urteil bestatigte der BFH auch, dass Uber das streitige Merkmal des Beginns
der sachlichen Gewerbesteuerpflicht der KG im Verlustfeststellungsverfahren gemaR § 10a
GewsStG zu entscheiden ist. Ob eine sachliche Gewerbesteuerpflicht besteht, sei im
Verlustfeststellungsverfahren nach § 10a S. 6 GewStG ohne Bindung an den
Gewerbesteuermessbescheid des Erhebungszeitraums, auf dessen Ende der vortragsfahige
Gewerbeverlust nach § 10a GewStG gesondert festzustellen ist, selbstandig zu prufen.

Mehrere Betriebe

Der BFH weist im 0.g. Urteil auch darauf hin, dass ein Einzelunternehmen oder eine
Personengesellschaft auch mehrere Betriebe nacheinander betreiben kann. So kénnte vor
Beginn des Grundstiickshandels bereits ein anderer Gewerbebetrieb unterhalten werden.
Voraussetzung sei jedoch, dass die Personengesellschaft tatsachlich Tatigkeiten entfaltet,
die die Voraussetzungen eines Gewerbebetriebs i.S. des § 2 Abs. 1 GewStG erflllen und die
sich nicht lediglich als Vorbereitungshandlungen des Grundstiickshandels darstellen.

Vorinstanz
Finanzgericht des Landes Sachsen-Anhalt, 23.05.2019, Az: 1 K462/15

Fundstelle
BFH, Urteil vom 01.09.2022, IV R 13/20

Weitere Fundstellen
BFH, Urteil vom 13.04.2017, IV R 49/15, BFHE 257, 441

BFH, Urteil vom 12.05.2016, IV R 1/13, BStBI. 11 2017, S. 489, siehe Deloitte Tax News


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210193/
https://www.deloitte-tax-news.de/steuern/unternehmensteuer/bfh-beginn-des-gewerbebetriebs-der-obergesellschaft-einer-doppelstoeckigen-personengesellschaft.html

BFH, Urteil vom 19.08.1977, IV R 107/74, BStBI. 11 1978, S. 23

BFH, Urteil vom 13.10.2016, IV R 21/13, BStBI. 11 2017, S. 475

www.deloitte-tax-news.de

Diese Mandanteninformation enthalt ausschlief3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
far wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon sttitzen,
handelt dieser ausschlie3lich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Ubernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fur den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.



	BFH: Beginn der sachlichen Gewerbesteuerpflicht eines gewerblichen Grundstückshändlers
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Betroffene Norm
	Anmerkungen
	Vorinstanz
	Fundstelle
	Weitere Fundstellen


